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Die Bürgschaft begründet eine eigene Ein-
standspflicht des Bürgen gegenüber dem
Gläubiger der gesicherten Forderung. Die
Haftung des Bürgen ist akzessorisch, das
heißt, vom jeweiligen Bestand der Haupt-
forderung abhängig. Soweit die gesicherte
Hauptschuld nicht entsteht, untergeht
oder nicht (mehr) durchgesetzt werden
kann, gilt dies in der Regel auch für die
Bürgschaftsverpflichtung. Nachträgliche
Erweiterungen der Hauptschuld durch
Vereinbarung zwischen Gläubiger und
Hauptschuldner, z.B. die Verlängerung der
Kreditlaufzeit, wirken nicht zu Lasten des
Bürgen. Ebenso verliert der Bürge eine Ein-
rede des Schuldners, z.B. die Einrede der
Verjährung der Hauptschuld nicht da-
durch, dass dieser auf sie verzichtet. Wird
die Verjährung der Hauptschuld aber
durch Verhandlungen zwischen Gläubiger
und Hauptschuldner gehemmt, wirkt dies
auch zu Lasten des Bürgen. Gleiches gilt,
wenn die Verjährung der Hauptschuld

durch Titulierung, etwa durch Eintragung
in die Insolvenztabelle der Hauptschuld-
nerin, unterbrochen und auf 30 Jahre ver-
längert wird.
Als Höchstbetrag wird der Betrag be-
zeichnet, bis zu dem der Bürge für die ver-
bürgte(n) Verbindlichkeit(en) maximal
haftet. Allerdings kann sich die Haftung
des Bürgen um Zinsen und Kosten der
Rechtsverfolgung über den Höchstbetrag
hinaus erhöhen, wenn er mit Zahlungen
auf die Bürgschaft in Verzug gerät. In der
Sicherungszweckerklärung werden die
Verbindlichkeiten angegeben, für die der
Bürge haftet. Geschäftsführenden Gesell-
schaftern wird bisweilen die Abgabe einer
weiten Sicherungszweckerklärung ange-
tragen. Diese begründet eine Haftung des
Bürgen „für sämtliche Verbindlichkeiten
aus der bankmäßigen Geschäftsverbin-
dung“ der Gesellschaft. Demgegenüber
begründen enge Sicherungszweckerklä-
rungen eine Haftung des Bürgen nur für

eine oder mehrere in der Bürgschaftsur-
kunde genau bezeichnete (Kredit-)Forde-
rung(en).

Wirksamkeitshindernisse 
der Bürgschaft

Eine Bürgschaftserklärung kann wegen
Sittenwidrigkeit gemäß § 138 BGB nichtig
sein. Sittenwidrigkeit hat der BGH in Fällen
krasser finanzieller Überforderung weitge-
hend mittelloser bzw. geschäftlich uner-
fahrener Familienangehöriger angenom-
men, welche die Bürgschaft aus emotiona-
ler Verbundenheit mit dem Schuldner bzw.
Mehrheitsgesellschafter übernommen ha-
ben. Eine Anwendung dieser Rechtspre-
chung auf Gesellschafterbürgschaften
kommt nur in Betracht, wenn lediglich ei-
ne Bagatellbeteiligung von unter 10 %
besteht. Eine zur Nichtigkeit führende Sit-
tenwidrigkeit der Bürgschaft kann sich fer-
ner aus einer Überrumpelungssituation 

Haftungsfalle Gesellschafterbürgschaft
Die mit Gesellschafterbürgschaften verbundenen Risiken werden von den Bürgen regelmäßig 

unterschätzt. Insbesondere ist ihnen in der Regel nicht bekannt, dass sie im Falle einer Insolvenz

der Gesellschaft, auch dann aufgrund der Bürgschaft in Anspruch genommen werden können,

wenn die verbürgte Kreditforderung im letzten Jahr vor Insolvenzantragstellung erfüllt wurde

oder – gegebenenfalls auch erst nach Eintritt der Insolvenz – durch Verwertung von Sicherheiten

aus dem Vermögen der Gesellschaft befriedigt wird.
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ergeben, wenn der Gesellschafter nach Er-
halt einer Kündigungsdrohung eine zur
Rettung seiner Gesellschaft sinnlose Bürg-
schaft übernimmt.
Ist der Bürge ein Verbraucher, kann er eine
außerhalb der Geschäftsräume des Unter-
nehmers abgegebene Bürgschaftserklä-
rung binnen 14 Tagen nach Vertrags-
schluss und ordnungsgemäßer Belehrung
über sein Widerrufsrecht widerrufen.
Ferner kann eine Bürgschaftserklärung
unter Umständen wegen Täuschung – et-
wa Vorspiegelung einer nicht vorhande-
nen Bereitschaft des Gläubigers zur Leis-
tung von Sanierungsbeiträgen – oder wi-
derrechtlicher Drohung, z.B. mit unbe-
rechtigter Kündigung des zu verbürgen-
den Kredits, anfechtbar sein.
Soweit der Bürge den Gläubiger befrie-
digt, geht die verbürgte Hauptforderung,
einschließlich aller bestehenden Neben-
und Sicherungsrechte auf den Bürgen als
neuen Gläubiger über. Allerdings legen
Kreditinstitute in ihren AGB regelmäßig
fest, dass dieser Forderungsübergang bis
zur vollständigen Befriedigung sämtlicher
Forderungen des Gläubigers hinausge-
schoben wird. Andere Sicherungsgeber
kann der Bürge anteilig auf Freistellung
bzw. Ersatz geleisteter Zahlungen in An-
spruch nehmen. Im Rahmen eines quota-
len Ausgleichs zwischen mehreren Gesell-
schafterbürgen ist in der Regel darauf ab-
zustellen, in welcher Höhe sie jeweils am
Gesellschaftsvermögen beteiligt sind.

Auftragsverhältnis zwischen
Gesellschafterbürgen und
Gesellschaft

Im Verhältnis zwischen der Gesellschaft
und dem Gesellschafterbürgen liegt der
Übernahme der Bürgschaft durch den Ge-
sellschafter ein Auftragsverhältnis zu-
grunde, dergestalt, dass die Gesellschaft
als Auftraggeberin ihren Gesellschafter als
Auftragnehmer beauftragt, eine Bürg-
schaft für bestimmte Verbindlichkeiten zu
übernehmen. Aus diesem Auftragsver-
hältnis steht dem Gesellschafter gegen die
Gesellschaft zunächst ein Anspruch auf
Befreiung von der übernommenen Bürg-
schaftsverpflichtung und – im Falle einer
Zahlung auf die Bürgschaft – ein Aufwen-
dungsersatzanspruch auf Erstattung der
geleisteten Zahlungen zu.

In der Insolvenz von Gesellschaften, die
keine natürliche Person als persönlich haf-
tenden Gesellschafter haben, sind Insol-
venzforderungen ihrer geschäftsführen-
den Gesellschafter sowie aller Gesellschaf-
ter mit mehr als 10-%-Beteiligung am
Haftkapital nachrangig. Nachrangige In-
solvenzforderungen erhalten nur dann ei-
ne Quote, wenn die normalen Insolvenz-
forderungen zu 100 % befriedigt werden
und dann noch verteilungsfähige Masse
verbleibt. Dies kommt praktisch nicht vor.
Zu den vorgenannten Ansprüchen gehö-
ren auch die Ansprüche von Gesellschaf-
terbürgen auf Befreiung von der Bürg-
schaftsverpflichtung sowie auf Ersatz ge-
gebenenfalls auf die Bürgschaft geleisteter
Zahlungen.
Die Befriedigung nachrangiger Gesell-
schafterforderungen kann gemäß § 135
InsO durch den Insolvenzverwalter der
Gesellschaft angefochten werden, wenn
sie innerhalb des letzten Jahres erfolgt ist,
bevor der Insolvenzantrag gestellt wurde.
In diesem Fall muss der Gesellschafter als
Anfechtungsgegner den an ihn zur Befrie-
digung seiner Forderung gezahlten Betrag
an den Insolvenzverwalter herausgeben.

Anfechtbarkeit der Enthaftung
von Gesellschaftersicherheiten 

In entsprechender Anwendung von § 135
InsO ermöglicht die Rechtsprechung auch
die Anfechtung der Befriedigung von In-
solvenzforderungen aus Vermögen der
Gesellschaft, soweit hierdurch eine Gesell-
schaftersicherheit, z.B. eine Gesellschaf-
terbürgschaft enthaftet wurde. Insoweit
kommt es nicht darauf an, ob die Enthaf-
tung durch eine Leistung der Gesellschaft
auf die besicherte Verbindlichkeit bewirkt
wurde oder ob sie infolge einer Rechts-
handlung des Gläubigers (z.B. Verwertung
eines Grundpfandrechts) oder sogar des
Insolvenzverwalters selbst (z.B. Auskeh-
rung von Eingängen aus Globalzession)
bewirkt worden ist. Entscheidend ist allein,
ob die Enthaftung der Gesellschaftersi-
cherheit innerhalb des letzten Jahres vor
dem Insolvenzantrag oder zu einem spä-
teren Zeitpunkt erfolgt ist und zu Lasten
des Gesellschaftsvermögens bewirkt wur-
de. In Höhe der durch den Vermögensab-
fluss bei der Gesellschaft bewirkten Ent-
haftung der Bürgschaft kann der Insol-

venzverwalter vom Gesellschafterbürgen
Zahlung zur Insolvenzmasse verlangen.
Der Sicherungszweck einer Bürgschaft
sollte immer auf den jeweiligen Anlasskre-
dit beschränkt werden. Der Höchstbetrag
der Bürgschaft sollte sich an der Leistungs-
fähigkeit des Bürgen orientieren und nur
den nicht bereits durch anderweitige Si-
cherheiten gedeckten Teil eines Kredits
abdecken. Gegebenenfalls  sollte eine Be-
fristung, bzw. auflösende Bedingung (z.B.
bei Ausscheiden als Geschäftsführer oder
Gesellschafter) in Betracht gezogen wer-
den. 
Nach Abgabe der Bürgschaftserklärung
kann eine Risikominimierung nachträglich
einvernehmlich mit dem Gläubiger durch
Begrenzung des Sicherungszwecks, Redu-
zierung des Höchstbetrages oder Aus-
tausch gegen dingliche Sicherheiten aus
dem Vermögen der Gesellschaft erfolgen.
Ist dieses Einvernehmen nicht zu errei-
chen, sollten Optionen einer Ablösung
des verbürgten Kredits im Rahmen einer
Umfinanzierung der Gesellschaft erwo-
gen werden.
Nach Eintritt der Unternehmenskrise soll-
ten Optionen wie die Ablösung oder Um-
strukturierung der Bürgschaftsverbind-
lichkeit im Rahmen eines ESUG-Verfah-
rens erwogen werden.
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